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PI 311/13 – 14. Oktober 2013
Umbau des Würzburger Hauptbahnhofes
Ergebnisse des Runden Tisches bei der Regierung von Unterfranken
Würzburg (ruf) – Der Würzburger Hauptbahnhof ist einer der bedeutendsten Knotenpunkte des innerdeutschen und europäischen Schienenverkehrs. Die Deutsche Bahn AG beabsichtigt, den Würzburger Hauptbahnhof barrierefrei auszubauen. Dies ist ein wichtiger Meilenstein auf dem Weg, diesen Schienenverkehrsknoten seiner Bedeutung entsprechend umzubauen und damit für die Zukunft zu ertüchtigen.
Dieses längst fällige und für Würzburg, sein Umland und ganz Unterfranken wichtige Infrastrukturprojekt war ins Stocken geraten und drohte aufgrund unterschiedlicher Vorstellungen der Beteiligten über den notwendigen Grundwasserschutz bei der Ausführung der Maßnahme um Jahre verzögert zu werden.

Aus diesem Grund hatte Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer auf Anregung von Landtagspräsidentin Barbara Stamm heute die Vorhabensbeteiligten sowie die örtlichen Bundestags- und Landtagsabgeordneten der Region zu einem Runden Tisch in die Regierung von Unterfranken eingeladen, um die noch offenen Fragestellungen zu diskutieren und sprichwörtlich den „Zug“ wieder ins Rollen zu bringen.
Für die Bayerische Staatsregierung nahm Gerhard Eck als Staatssekretär in dem seit der jüngsten Kabinettsbildung auch für den Schienenverkehr zuständigen Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr teil. Seitens der politischen Mandatsträger beteiligten sich neben Landtagspräsidentin Barbara Stamm die Bundestagsabgeordneten Paul Lehrieder und Bernd Rützel sowie die Landtagsabgeordneten Kerstin Celina, Günther Felbinger, Volkmar Halbleib, Oliver Jörg, Manfred Ländner und Georg Rosenthal.

Des Weiteren haben für die Verfahrensbeteiligten teilgenommen seitens der 
· Deutschen Bahn AG der Konzernbevollmächtigte für den Freistaat Bayern Klaus-Dieter Josel, 
· für die DB Station&Service AG, Regionalbereich Süd (Vorhabensträgerin), Regionalbereichsleiter Günther Pichler, 
· für die Stadt Würzburg Bürgermeister Dr. Adolf Bauer mit Stadtbaurat Prof. Christian Baumgart, Stadtkämmerer Christian Schuchardt und Umweltreferent Wolfgang Kleiner
· für die Würzburger Versorgungs- und Verkehrs-GmbH (WVV) Geschäftsführer Thomas Schäfer, 

· für die Trinkwasserversorgung Würzburg GmbH (TWV) Geschäftsführer Armin Lewetz, 

· vom Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg der Leitende Baudirektor Axel Bauer, 

· vom Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Nürnberg, Markus Steinbach und Holger Nawrath.
Als Ergebnis des Runden Tisches bleibt festzuhalten:

1. Alle Beteiligten sind sich der Bedeutung des Bahnhofsprojekts als zentrales verkehrliches Infrastrukturprojekt für die Stadt Würzburg und die gesamte Region bewusst. Politik und Verwaltung werden die zeitnahe Realisierung dieses Projekts entsprechend mit allen Kräften unterstützen.

2. Den Beteiligten ist auch die Bedeutung des Trinkwasserschutzes im Bereich der Bahnhofsquellen für die Stadt Würzburg bekannt. Diese gilt es während der Bauphase und künftig ausreichend und angemessen zu sichern.

3. Die Deutsche Bahn AG wird die zwischen Stadt Würzburg, Wasserwirtschaftsverwaltung, WVV und TWV abgestimmten Probebohrungen zur Ermittlung der hydrogeologischen Verhältnisse im Baufeld im November 2013 durchführen. Einer vorherigen Sicherheitsleistung des Vorhabensträgers zur Absicherung möglicher Trinkwasserbeeinflussungen im Zuge der Probebohrungen bedarf es hierzu nicht. Es gilt haftungsrechtlich das Verursacherprinzip.
4. Staatssekretär Gerhard Eck lädt im Dezember 2013 die Teilnehmer am heutigen Gespräch erneut zu einem Runden Tisch in die Regierung von Unterfranken ein. Diese Zusammenkunft soll dazu dienen – ausgehend von den Erkenntnissen aus den Probebohrungen – einen Zeitplan für die Realisierung des Bahnhofsumbaus zu erstellen, der eine Fertigstellung bis zur Landesgartenschau im Jahr 2018 zum Ziel hat. Dabei soll auch geprüft werden, ob für den barrierefreien Ausbau des Würzburger Hauptbahnhofes als Alternative zur bisher geplanten Unterführung auch eine Bahnsteigüberführung in Betracht kommt.
Die Vorhabensbeteiligten streben an, das Verfahren – soweit einvernehmlich realisierbar – im Plangenehmigungsverfahren abzuschließen. Die Entscheidung dazu bleibt dem Eisenbahn-Bundesamt als Entscheidungsbehörde vorbehalten.
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